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lage wurde vom Gewerbe gcount, um den qualitativen Lcistungsvorsprung aunu' 
bauen, das Angcootsprogramm auf gcwinntrichuge ~brkuegmcntc tu konzentrieren 
und die l'rodukt;vitit"l'u steigern. 

(2) Oie Binncnschiffahn beklagt clj" Rcntabilit~tslagc. die fOrlbuu~hcndc I'reis-Kosten­
Di$parit~t und den Wcnbcwc:rbsdruck d<,:r Eiscnb:lhn. Das System hoher Ilcsltuife 
gab ihr jedoch eine finantidle Rcsc.n'c und eine Kompcnutionsmöglichkdt roT den 
nicht regulierten grenzüberschreitenden Verkehr. Die Kapazidusu:ucrung über die 
Abwrackaktioß hat zu einer Angc:buubcrcinigung und einer Ausschaltung der Klein­
schiffer geführt. Die Itttdctcic:n erreichten damit eint: dominante Position, die sie 
durch Proouktivit i uforuchrittc festigten. 

(3) Der Versuch, die wirtschaftliche und finanzielle Krise der Eisenbahn über Regulie-
rungen tU bewältigen, ist gescheiten: 

Die Markunteilwersehiebungen konnten nicht aufgehalten werden. Durch eine 
wcttbewerbsneuualisierende Tatifkoordination verlor die Eisenbahn Transporte 
~n den Straßengüter..-erkehr und konnte sich nicht offensiv gegen die Uinnen' 
schiffahrt verteidigen. Vorhandene Markupielräume konnten nicht .1.\lsgesehöpfr 
werden. 
Durch gemein wirtschaftliche Auflagen bleiben \Inrentable Transporte bei der 
Eisenbahn hängen. Der Marktaustritt der Eisenbahn durch Streekenstillegungen 
wurde politisch verei telt. 

Obf;:r bnge Jahre w\lrde das Tarifniveau der Eisenb.ahn politisch manipuliert. l-:ine 
l'reiunpaSS\lng an KoStenstf;:igerungen war damit nicht möglich. 
!In Vertr.t\len auf den stntlichen Marktseh\lt-z kam e$ ~\I einer Konservieruns 
überholter Strukturen und zum Aufschieben iiberfilliger Korrekt\lten. I) ies gilt 
sowohl für absat'l.- als a\lch investitionspolitische Enl$cheid\lngen. So wurde trOU 
fehlender I.leckung der variablen Durchschnittskosten am Stüekgutverkehr fest­
gehalten. Durch rcgulationsbedingte Wellbew"fbsven.errungen fehlen dem Ma' 
nagement zuverlässige Informat ionen, in welchen Marktbereichen InvestitioTlen 
langfristig rentabel und vordringlich sind. Dies verzögerte die Expansion in MbItte, 
wo sie Lcist\lngsslärkell hat und der Konk\lnenz übalegen ist. 

s. Föroerurtg wir/5cl»frlicb schwacber Regionen 

S.l. Das Ergebnis: Benachreilig\lllg stau Förder\lng 

Ilegionalwirtschaftliche Förder\lngs~olitik .. wird im ~ereich dcs Verkehr~wC:SClls h~IlPt: 
sächlich über Verkehrsinfrastruktunnve$lltlonen betrieben. Aber a\lch dtt Reg\llaUo nS 

politik soll dafür sorgen, daß wirl$chafrsschwache \lnd ye rkehtSungiinstig gelegen.e Ge­
biete bei der Versorgung mit Vcrkchrsleistungen nich t bcnachteiligt werden. lleg,oll:rJc 

\lnd scktorale Strukturddc stehen in eincr engen Verbind\lng: Oft ist es so, daß ill deli 
l'roblemregionen a\leh Problcmsektoren konzentriert sind. Weil das Verkehrs.:l.ufkomrllcll 
sowohl im Empfang als auch im Versand in den Problemregionen pro UeförderungsfaU 
gering ist \lnd keine entsprechende Rückfracht anfällt, sind die StUckkosten der Verkehf$' 
lciH\lngscrstdlung vergleichsweise hoch. Die Verkehrsträge r wäl"lcn diese in enuprecl,end 

höheren Preisen weiter. D\lreh Q\lasi-Festprclse, Tarifgleichheit im lla\lm und PreiSde-
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gression mit zunehmender Tnnsportentfernung soll eine Diskriminierung gegenüber den 
Winsehafuzentren ,-.:rmicden werden. 

Ursächl ich dafür, daß es nicht 1\1 der ~.1.bsiehtiglen Förderung. sondern eher 1.\1 einer 
weiteren BenachreiJig\lng der ProbJemregionen bm, ist die UngleK:h~handlung da 
Verkchrslr~ger in den reg\llierenden A\lflagen.)J) Die Eisenbahn \lnlerlicgl einffil Oe­
förderungszwang \llId weitgehend einem J1esnarifs)lslen •. Für den gewerblichen Siras­
sengüterfernvefkchr besteht keine IkWrdcrunllspflicht; er bnn außerdem durch Preis­
differt:nzierungen innerhalb des Margentarifs die Tarifgleichheit im Ilaum unle rbufen. 
Dies fühne Z\I einer - die \ltSprünglichen Absichten der Verkehrspolitik konterkarien­
den - Vnänder\lng der Ar~itsteil\lng zwischen den Verkehrsträgern. 

Die l!iscnu3hn h3t im FHichenvcrkehr einen Marktanteil von 16 % gegenüber dem Stras· 
sengütem:rkehr mit 84 % .)1;) Allerdings wein der Eisenbahnanteil eine be trichtliche 
Stre\l\lng auf: Bei 19 % der Strecken im Verund uzw. 37" im Empfang hat die Eisen­
bahn einen Anteil von mehr als 30 %. A\lßerdem enthalten die Verkehrsanteile des Str:LS­
sengürerverkehrs a\leh den StraßengGternahverkehr \lnd den Werkverkehr. Insbesondere 
der Werkverkehr hat in der Flächenbcdien\lng eine erhebliche Ikdeur\lng. DarJ\ls folgl, 
daß der Eisenbahn.anrei! im Vergleich zum Anteil des gewerblichen Straßcngiiterfern­
verkehrs erheblich höher in als im DurehsehniusJn tei l ausgewiesen. Der Nahyerkehr 
spielt demgegenüber eine geringere Rolle. Da die l'roblelllTegionen meisr a\lßcrhalb 
der N.ahzone der Standorte des gewerblichen Straßengiirervcrkehrs liegen, erfolgt die 
verkehrliche Anbind\lng durchweg über den rernverkehr. Der Str.tßengiiterfcrnverkehr 
h3t 3n der Verkehrsbedien\lng der rl3ehe einen geringeren Anteil, ab es seine kompara­
tiven Vorteile erwarten lassen. Die verladende Wirtschaft in den schwachen Gebieten 
beklagt, daß sie häufig gczw\lngen ist, a\lf die Eisenbahn oder den teueren Werkverkehr 
zllriickz \lgreifen, weil kein akr.eptablcs Angebot im gewerblichen Str:aRcngii lcrfernver­
kehr vorliegt. 

Die Eisenbahn zog aus ihrer Ueförtkrungspmcht im I'J ichenverkehr die be triebswirt­
schaftlich richtige KOllseq\lenl: Da die Stü<kkosrcn ~i geringen Tr:lIIsponmengen 
wesentlich höher sind als im Massenverkehr, \"CTS\lehl die Eisenl>ahn, die Prod\lktions· 
kosten durch Saniml\lng der Einzclpanien ~u senken. Sie lißt ruf solche Verkehrsbe­
zirke erst ci.nigd an Transponmengc z\lS.1.mmenkommen, bevor sie beförden. Eine 
solche Verkehrsausdiinnung bede\ltet lingcte Wartezeiten \llId StiUiegczeiten, verspl­
tete Aus!iefe r\lngcn, hä\lfigereJ Umlagen \lnd damit mehr ~häden ~im Transporl - ins· 
geS.1.mt .1.!so eine \'erschlcehterte Verkehl"${Julilät. A\lßcrdem fordert dk Eisenbahn im 
Verkehr mit den wirtsehaftsKhwachen Regionen relativ hühere Preise als im Verkehr 
mit hochemwic~clten Regionen. indern sie seltener Ausnahmetarife oder Sondenb­
mach\lngen anbietet. 

H, 

"3 

Vgl. ~"" S'~tkdH'Z 1'.. Lilxuli$icrun, im Gij,crv<:rke~r u~d l'örtk,ung \In,ercnlwi<:~eher 
Resionen _ ein Widellprudl? in: Ih\lrnordn\ln" Indl1Stncansi«llung \lnd Verkehr, GlImngcn 
1974, S; lS6 Ir.: H~unt. /L, kcgion&le Suuk'u"",irk\lngcn <ler .\u.rkto,dnung im Gii'e~,kc:hr, 
in: V .. kchr und Vcrkchrspl:llluni im Sp:annungsfcld zur SlaUrcllIw;ck!ung, L>ndespl:lllung 
und R.umo,dnungspolifik (. Seh.irtenn:ihc: de. o.,UIKhcll VCfkclLllwiM<:IlKh~ftlichen Gc .. U· 
SChaf" U.nd 54). Köln 11181. S. 62 H. 
Vs!- M..,,(., IV. , Sehicnc,nHr«(k.n un,J M.rk ... gul.t;v ;n der Fllehe? in: Dos Ixtrieb.wirts~h.ft­
lido optim>l. Netz de. lIunMsbohn alt Proble", der Mcgion>lpolitik (. Sehrif •• nn:ihc ,Je' o.,ut­
s.chen V • • keh .. wi....,n •• h.ftlich.n Gcselloch.ft, .thn,J 31). Kmn 11111, S. 121 Ir. 
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Parkverbo te, Vcrkchrsw<'gcführung u. a. m.). /IIarklTcgulationcn haben bisher kaum eine 
Roll", gespielt. Sie könn ten jedoch im DicnSl des Urnwcltsdmlzcs in Erwägung gezogen 
werdcn,4O} 

(1) Eine quantitative Regulierung des MlTknugangs mit Höchsluhlen könnte d.lS 
Ausmaß des Straßengii tc rverkchrs v.;TTingcrn. Dadurch werden jedoch Anreize 
gegeben, möglichst große Fahrzeuge einzusetzen und eine maximale Nutzung (lle­
trieb rund um die Uhr .. ir.schließlich des Wochcn<:ndes) ant.uslrcbcll. Per saldo 
dürfte dies eine Umwcltvcrschkcht<:rung bewirken. Im übrigen fchlen ökonomisch 
begründete Grenzwerte für das "akzeptable" Ausmaß des Straßcllgütcrvcrkchrs. 
Es lx:stcht die Vermutung. daß die sozialen Vorteile des Straßcngütcrvcrkehrs die 
Kosten weit übersteigen und Einschränkungen aus Umweltgründen mit erheblichen 
Verlusten für die Vulkswirtsehaft verbunden wären . 

(2) Die Alrernative bildet die Anlasrung der externen Kosten des Straßengiiterverkehrs 
über Steuern. Dies ~are sowohlordnungspolitisch als auch wohlfahrtstheoreriseh 
der richtige Weg. Eine Umwdtsteuer trifft aUe Verkehrsträger (in Abhängigkei t 
der Bclastungsintensität). Die Arbeitsteilung wird nach ökonomischen Maßstäben 
beeinflußt. Die Steuer gibt Impulse für eine wirtschaftlichere Nutzung der StTU­
seninfrastruktur (Ausschöpfung von Rationalisierungsrescrven, höhere Fahrzeug' 
auslastung, Einrichtung von Güterverteilzentralcn usw.). Die Besteuerung hätte auf· 
zubauen auf funktionale Zusammenhänge zwischen Umwdt kapaz ität, Umweltbc­
lastung sowie deren Kosten und dem Verkehrsaufkommen. Die erforderlichen em' 
pirischen Informationen müßten jedoch noch in breit angelegten Untersuchungen 
gewonnen werden. 

(3) Umwdts türungen auf kleinräumiger Ebene in der Slandortumgebung des Verkehrs· 
be triebes sind Objekt der lokalen Planungs' und Genehmigungsbehörden und nicht 
der Verkehrspolitik. Damit die Auflagen für einen umwcltsehoncnden Betrieb ein· 
gehalten werden, könnte die subjektive Zulassung zum Gewerbe von deren Erfüllung 
abhängig gemacht werden. 

6 .3. Vorsorge fiir den Energiekrisenfall 

Marktregulationen mit einem Schutz der Eisenbahn und einer Zurückdrängung des 
Straßcngüte rverkchrs werden neuerding:; mit Hinweisen auf die längerfristige Treib­
stoffknapphcit und den nicht auszuschließenden Energiekriscnfall begründet. Mit einem 
leis tungsfähigen Eisenbahnwesen müsse man für diese lintwicklung gerüstet sein. Dieses 
Argument überzeugt jedoch n idit. 

Die Regulierung verhindert cine effiziente Nutzung des vothall<lc:nen Produktions.appa· 
rates im Güten 'erkchr (z. B. Unterauslastung des Werkverkehrs, Fehlsteuerungen in der 
Arbeitsteilung zwischen den Verkehrsträgern), die überaus energiebeanspruchend ist. 
Der abgeschwächte Konkurrenzdruck schafft für den Straßengiiterverkchr Oberwäl' 
zungsmöglichkei ten für steigende Kraftstoffpreise und verzögert Substitutions· und Ein' 
sparprozessc. Sicherlich sind in den Bereichen Fahrzeugkonstruktion und Fahrverhallen 
spürbare Vet?rauchsoptimierungen erfolgt. Dennoch gib t es ltationalisierungsrcscrvcn, 
deren Ausschopfung unte r Weltbewerbsbedingungen forciert würde. 

40) VgL Road Ibulage Op~rotOl'$' Lic~n.ing ... , ..... 0 .. S. 15 rr. 
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Richtig ist, daß bei schockartigen Treibstoffverknappungen die Eisenbahn das RÜCkgrat 
der Verkehrsversorgung bilden millIte. Wie stark die TransJl'Ortmen~nvc:rlagerung sein 
wird , hängt vom Ausmaß der Verknappung ab und kann nicht vorhergesagt werden. Zur 
Kapazitätslage stellt di~ Bundesbahn fest: "Kurz- und mittelfristig können alle Anforde­
rungen erfüllt werden".41) 

KapazitätSmaße haben eine quantitati,e und qualitative Dimension. Die quantitat ive 
Kapazit3t (1 .. B. Zugzahlcn) ist immer im Hinblick auf bestimmte QualitälS$tandards 
( l'(inktJichkeit. Transportdauer) zu definieren. wobei eine inverse Beziehung besteht. 
Die Bundesbahn verfiigt zwar noch über Kapazitätsreserven, etwa durch dispositive: 
Maßnahmen oder durch eine stärkere Automatisierung des operativen Geschehens. 
Kapazitiitsengpassc liegen vo r allem im Verkehrsnen auf den überlasteten Ilauptstreeken. 
Von daher wird es im Energiekrisenfall zU Engpässen und einer Verschlechterung der 
Verkehrsbedienung e\'enmell mjt Transportbewirtschaftung kommen. Die Engpaßbe­
seitigung ist jedoch "orrangig ein Problem der Investitionspolitik. Gerade hier sind durch 
Widerstande der Öffentlichkeit Verzögerungen aufgetreten. Zum Teil hat aber auch die 
Hahn ihr Inve:stitionsprogramm nicht zielstrebig genug vorangetrieben. Unter Wetlbe­
werbsbedingungen mit einer prononcieTlen Ausrichtung an den Leistungsschwerpunkten 
ware die Engpaßbc:drohung frUher und deutlicher aufgedeckt worden. Auf der anderen 
Seite will die Bahn auch nicht der "J oker" fur alle Fälle sein, "Die Deutsche Bundesbahn 
kann aus wirtschaftlieben Erwägungen nicht Kapazititen (ur jeglichen Spitzenbedarf und 
für Ausnahmesitua tionen vorhalten"!l) Wire dies poli tisch gewoll t, so müßte für eine 
solchc gemeinwirtschaftliehe Leistung eine staatliche, außermark tmäßige Abgeltung ge­
zahlt werden. Ein regula tionsgesichener Marktschutz der Eisenbahn ist ein untaugliches 
Instrument. 

7. Sektorale lnjlat;onsbekiimpjlmg 

Ein Ziel de r Verk~hrspo!itik war immer auch. über eine res triktive Regulationspraxis 
einen sektoralen Beitrag zur lnflationsbekimpfung zu \eisten.4l

) Vor allem wegen des 
. VorJcistllngseharakters der Giitervcrkehrsleislungen hoffte man auf eine brei te Stab .. 

lisicrungswirkung. 
Die 'Entwicklung des gesamlwirtschaftlichen Preisniveaus wird durch den Preisindex 
für die I.ebenshaltung privater Haushalte repräsentiert. Ein zusammenfassender Ver­
kehrspreisindex existiert nicht. Es bes tehen Zweifel, ob sieh angesiChts der Subslitu­
Ijonsprobleme beim Auftreten neutr und Auncheiden alter Tari fe und Tarifkb . .ssen, 
der Erfassungsschwierigkeiten von Ausnahmetarifen und Sonderabmachungen und 
der Einbeziehung unterschiedlich ausgenu tzter Preismargen ein derartiger aggregierter 
Preisindex iiberhaupt errechnen läßt. Um empirisch weiterzukommen, wetden im fol· 
gCllden du rchschnit tli che, ungewogcne Indi1.es der Preise ror Verkehrsleistungen \'On 

Eisenbahn, Straßengüterfernvc:rkehr und Binnensehiffahrt gebildet. 

4 1) R4b ... Tb. , K.puj •• tsruervcn der Deutschen ßunddb.hn, in: ßricf~ zur Verkehrspolitik. J/I. 26. 
Nr. 38!39 vom 15. 1 J. 1980. S. 6. 

42) VRe .. ,. W., Di~ ßundewahn zwischen Kap .. i"ugrenzen und K.p .. it' tsrescrven. in: I)IJ'Re­
port 80 Oarmnadt 1980. S. 49. 

43) Grundütze ror suatlicM Pn:iSTcgdungc n im IJinblick . uf wirts<h.rlSpo1itisdle Ziele . in, ßun­
desanzeige r. Nr. 118 >,,,m 3. Juli 1980, S. I. 



19. /J".bn~ Ba,,,,, 

1m gC5:lmlCn Zeitreihendurchschnitt (1 958 bis 1980) sind die Vcrkchrsprcise nicht 
nennenswert stärker gestiegen :1.15 die Preis.:: !ur die Lcbensh:t.l tung mit 3,6 %: die Ei­
senbahnprdsc hatten mit 3,2'r. eine untcrdurchs<:hnittlichc, die Uinncnsehiffahrtsprcise 
mit 4,1 'It. eine überdurchschnittliche und die I'reise des gcwcrblkhcn Str:lßengütcrfern­
verkehrs mit 3,6 % ein\: durchschnittliche Steigerungsrate. Erkenn!».r ist, daß insbe­
sondere in den Anf:l.nssjahrcn mit einem n är kcTcn Rcgul:l.l ionszugrifr der Stabilisierungs­
beitrag (auch mit gclcgentlkhcn i'rd~nkungcn) größer war: n:lch den Liberalisierungs­
schrinen Mine der 60a J Jh rc und 1970 bei dcr Eisc:nbolhn stiegen die Vcrkehrsprdsc 
sta rker an (für oen Zcitr;lum 1971 bis 1980: Eisenb:ahn: ... 6.5 " p.:!.., Su aßcngü tcrvcr­
kehr: .. S,7'" p. a., l.Iinnenso;hifh.hrt: .. 8,3 '" p.:I. , Prei$inde.ll für die Lcbcn~haltung: 
+ S, I '" p. a.). O:lraus ist jedoch nicht 1.1,1 folgern, daß bei einer weiteren Dregulation 
mit intensiverem Wettbewerb der Verkehrsso:ktor Zu einer Inflationsqudle werden wurdc. 

Die Wirkung dcr regulienen Verkehrspreiso: auf die gesamrwinschafdichc Inflationsr:l.le 
ergibt sich aus dcn Prozempunktcn, mit denen die Verkehrspreise an der Entwicklung 
dC$ Preisindex für d ic Le~nshaltung beteiligt sind.""') Duu wird der konstante Ante il 
der als Vorleistungen in den Güterprdso:n enthaltenen Verkehrspreisc am Waren korb 
des Lebenshaltungsprdsindex mit den Veränderungsraten der Verkehrsprcise multi­
pkLiert. I)cr warenkorbanteil der Güterverkehrslcistongen als Vorleistungen wird hier 
mit 2.5 % für die im Preisindex für die Lebenshaltung enthaltenen Güter angenommen.~I) 
Die durchsehniuliehe Infla tionsrate (1958 bis 1980) von 3,6 % hat dann eine dureh die 
regulierten Güterverkehrsprcise bedingte Steigerung von 0,09 Prozen tpunkten. Für den 
Zeitraum 1971 bis 1980 beträgt der Anteil de r Guterverkehrspreise 0, 17 Prozentpunkte 
an der durchschnittlichen Inflationsrate von 5, 1 %. Ocr sektorale inflations· bzw. Stabi­
lisie rungsbcitTag der Güterverkehrspreise ist also aufgrund seines geringen Warenkorb­
anteils gering. 

Kritiker mögen derartige ltechmlllgen als " i ndex-Arithmetik" abton .... ) In der T3t wird 
nur festgestellt, in welchem Ausmaß die regulierten Verkehrspf"1sc ~ so wie sie reguliert 
wurden - auf die Inflationsrate eingewirkt haben. Diese FT2gcstellung in legitim und 
informativ. Richtig ist. daß der regll/<llion$bcdingte Inflationscffekt nur gemC5Sen wer­
den könnte, wenn die Preiscntwicklung unter den Bedingungen des freien Wettbewerbs 
bekannt w;1.Kn. Derartige AIs-Ob-\\'eubewcrbspreisc luscn sich j<:doch wcgc:n der Offen­
heit des Wettbewerbs im Entdeckungsverfahren nicht nachträglich prognoSli:r.i.cren. '\bn 
wire damit eigentlich am Ende. 

Diese Konsequenz wird jedoch von den Kritikern nich t gezogen; vielmehr wird durch 
einen alternativen Weg die Indcxarithmetik korrigiert. d.5cntiell jedoch beibehalten.-1) 
AuSSangspunkt ist die Thesc, daß ein unkorrigiener Preisverglcieh nur dann z l.lliMig ist . 
wenn die Produktivitäts- und Lohnentwicklung in allen WirtsehaftsbeKichen einheitlich 

4~) Vsl 8 ....... H . Du S.abl1 isi.rungspo •• nrial st""tli~h·odmlni.triC Tl.r !'reise:, in , J:ohrbilcher tar 
Natio nalökonom;"l.lnd Sutls. ik. Ihnd 190 (1?76). S. 3~? ff. 

45) Vg1. V.j .. ", Tb .. SuatUcht P.dndminima.ion un,l V.rbrauchc'1'reisniYuu (_ Ucrieh •• .I" 
I)~utsehc: n Indumic1n .. i.uts zur Wir .. c"afl$~li.ik. 6. Jg.. 1?72, Nr. 3). Kö ln 1?72, S. 1 S. 

46) So, INld".",d, K., S ... dich-adminimi ... " Preise .1.1. Innuion.u .... ~hc 1 ;n: Wirtschafudicns<, 
Hc/. 1/19BI, S. H. 

4?) VG1. lIal~b"",d. K .. <':eldw<:ru.ab ~i'i. u"d Vcrkehrssc: ktor. - mem.".e e iner tek.orolen In· 
nujon.d,co ri. -. CÖllingen 1980. S. 16 1 {{. 
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ist. Bei Konnanz der interscktoralen Lohnstruktur im Zciublauf I.lnd bei gegebenen 
s"ktorakn AlJwciehungen von den durchSl:hninJiehen Verindcrungen der Arbeitsp.o­
duktivi tliten diffe rieren d ic branchenspczifiSl:hen LohnkO$tenbelaSiungen. Geldwert­
s tabili tät verlangt dann, daß bei einheitlicher Lohnerhühung sich die intencktoralc 
Preisstruktur ,·erindert: Scktoralc Preiscrhühungen und -senkungen mmscn sich gerade 
aU5gleiehen. Maßnab für die Inflationsneutulit1t ist die um die Entwicklung der Arbei ls­
produktiviüt konigie rte Preisentwicklung. 

Im Zcitre ihendurchsehnin (1 961 bis 197J) hat der Giiten"Crkehrssektor inIßes:I.mt naeh 
dieser Methode mit einer Preissteigerungsrate ,·on 2.2 Prozentpunkten hinter der infla­
tionsneutralen Preilliteigerungsrate stab ilisierend gewirkr. Dics gilt rur die Eisenbahn 
und Binnenschiffahrt. Demgtgenubcr ha tle der Straßengiltcrvcrkehr einen uberdureh­
schnittlichen Preisanstieg. 

5. Kapitel : Alternativen zu einer reglementierenden Verkehrspolitik 

1. DercgullllioJl." Hypotbesen Imd Er[ahTlmgell 

Die reglementierende Verkehrspolitik hu sich als nicht 1.icbdilqu~t erwiesen. Die Alter· 
native liegt daher in einer Dereguluion, wobei es Abstufungen gibt. Verfechter des Re­
gulationskurses halten dagegen. daß von einer konsequenten Umkehr der i\brktord· 
nungspolitik fundame nt::lle Fehlcntwicklungen fü r die Verkehrswirtsc:haft und die Volks· 
wirtschaft im Ganzen heraufbeschworen wOrden; 

Ein langfriuig funktionsfihiJlcr Wettbewcrb mit einer ausreichenden Anuhl leistungs· 
fähiger Anbieter in substit iver KonkUrTen1 sci gefährdet. 

Konzentrationstendenun würden die Marktform in Richtung auf ein Oligopol ver­
ändern und ein kartellahnliches Verhalten förde rn. 

Innerhalb der Verkehrstriger und lwisc:hen den Verkehrstr.igern kime es lU ein", 
exzessiven Wettbewcrbssteigerung. Ohne Marktsehun drohe ein Ruin dcr Eisenbahn­
wirtschaft. 
Der Leistungs· und Qualitäuwenbewerb würde infolge eincs permanenten Preisdrucks 
kaum mchr möglich sein ; dies gefährde fortschri tuinduzierende In''CStitionen. 

- . Inte rne Sub,·enrionsmögliehkciten wurden liquidiert. Damit wUrde der Alimentierung 
benachteiligt". Verkehrskunden der finan:r.ielle Boden entzogen. 

Die Bedienung ,"Crkehrsungiinstig gelegener. insbesondere ländlicher Gebieie ware 
nichl mehr sieheq:estdlt. 

Ohne Regulation würden dic Verkehrspreisc häufig und heftig schwanken. Infla­
to rische Prozesse würden von den VcrkehrspKisen einen zusätzlichen scktor:r.lcn 
Auftri,,1J erhalten. 

Die Sicherheit im Straßenverkehr würde als Folge des intensivierten Preiswel!bcwerbs 
bI'Cinträchtigt. 

In einigen Ländern Europas sind in de r jungcren Vergangenheit Dcregulat ionsprogramme 
durchgeführt worden. Welche Erfahrungen wurden gemacht? 












